
der christlichen Verband CGZP orien-
tieren wird. Entscheiden darüber will
das Kabinett Ende Januar, nach Re-
daktionsschluss dieser Ausgabe von
ver.di NEWS. Nach dem Vertrag liegt
die niedrigste Gruppe bei 7,21 Euro
(West) bzw. 6 Euro. Zugleich wird
hier den Unternehmern eingeräumt,
diese Untergrenze in den ersten vier
Einsatzmonaten um zehn Prozent ab-
zusenken – obwohl die Einsätze von
überderHälfteder Leiharbeiter/innen
weniger als drei Monate dauern. Da-
mit würde sich die Regierung über
einen Tarifvertrag des DGB hinweg-
setzen, der mehr Beschäftigte erfasst
und bei dem der niedrigste Lohn ab
2009über 7,50 Euro pro Stunde liegt.
Ob die CGZP überhaupt eine Ge-
werkschaft ist, lässt ver.di gerade
vomArbeitsgerichtBerlinüberprüfen.
Denzel kritisiert außerdem, dass die
Rechtsverordnung je-
derzeit vom Bundesar-
beitsminister geändert
oder außer Kraft gesetzt
werden kann.
Einewackelige Lösung.

Die ver.di-Aktivitäten für
den gesetzlichen Mindest-
lohn sind weiter dringend
nötig. HEIKE LANGENBERG

InsechsweiterenBranchensolleskünf-
tig einen Mindestlohn geben. Wenn
derBundesratMitteFebruar zustimmt,
profitieren die Beschäftigten bei Pfle-
gediensten, inderAbfallwirtschaft, im
Wach- und Sicherheitsgewerbe, in
Großwäschereien, in der Weiterbil-
dung und bei Bergbauspezialdiens-
ten von dieser Lohnuntergrenze. „Die
Beschäftigten in Weiterbildung, Pfle-
geundAbfallwirtschafthabennunein
Recht auf anständige Löhne, von de-
nen sie besser leben können“, sagte
der ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske.
HungerlöhneundSchmutzkonkurrenz
hätten in diesen Branchen jetzt keine
Chancemehr.Aberebennur indiesen.
In anderen fehlen sie weiterhin.

Die Einführung eines einheitlichen
gesetzlichen Mindestlohns von 7,50
Euro pro Stunde steht daher weiter
oben auf der Liste der gewerkschaft-
lichen Forderungen. Insbesondere im
Wahljahr 2009 werden ver.di und die
NGG dafürkräftigumZustimmungwer-
ben (www.mindestlohn09.de).
Ein Beispiel für Sinn und Zweck eines

gesetzlichenMindestlohns istdieLeih-
arbeit. Hier streiten die politischen
Akteure seit Monaten über eine Rege-
lung. Jetzt haben sie einen Kompro-
miss eigens für diese Branche gefun-
den: Statt über das Entsendegesetz
oder das Gesetz über Mindestarbeits-
bedingungensollderMindestlohnhier
über eine Änderung des Arbeitneh-

merüberlassungsgesetzesgeregeltwer-
den. Dann würde das Kabinett die
Höhe beschließen, die per Rechtsver-
ordnung gültig werden soll. Als „Lu-
xus“ kritisiert Reinhard Bispinck vom
Wirtschafts- und Sozialwissenschaft-
lichen Institut der Hans-Böckler-Stif-
tungdiesenSonderweg.SeinAusweg:
Eine Regulierung des gesamten Nie-
driglohnsektors. Eine Stärkung der
Kaufkraft sei wegen der Wirtschafts-
und Finanzkrise sinnvoll.

Untergrenze absenkbar

Gerd Denzel, beim ver.di-Bundesvor-
stand für den Bereich Leiharbeit zu-
ständig, geht davon aus, dass sich
die Lohnuntergrenze am Tarifvertrag
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Kompromiss für Leiharbeit
In weiteren Branchen soll Lohnuntergrenze gelten – Einheitliche Regelung notwendig
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Kampagne
gestartet
DGB will mit seinen
Forderungen in die
Wahlprogramme.

SEITE 2

TA R I F B O N U S

Im Takt der
Hafenmelodie
ver.di-Mitglieder unter
den HHLA-Beschäftig-
ten verteidigen ihre
Erholungsbeihilfe.

SEITE 3

L Ä N D E R

Bisher noch kein
Angebot
Um höhere Einkommen
dreht sich der Streit.

SEITE 4

S U P E R V I S I O N

Den Alltag besser
bewältigen
Veränderte Aufgaben
erfordern neue
Strategien der
Interessenvertretung.

SEITE 5

U R T E I L

Direkt in die
Betriebe mailen
Gewerkschaften dürfen
moderne Techniken für
ihre Info-Arbeit nutzen.

SEITE 6

M I T G L I E D E R

Mehr Erwerbs-
tätige bei ver.di
Nur leichtes Minus.

SEITE 7

Große Angst
„Die Leute haben doch heute mehr
Angst vor ihrem Anlagenberater
als vor EL Kaida.”

Grünen-Politiker Werner Schulz

Z W I S C H E N R U F

Nachdem Vater Staat zu Jahresbeginn der Commerzbank mit Milliardensum-
men aus der Klemme hat helfen müssen, verkündet Wochen später noch zum
Ende der „Tagesthemen“ eine sonore Männerstimme: „Das Wetter im Ersten
wird Ihnen präsentiert von den Finanzexperten der Commerzbank.“ Was wol-
len uns die ARD und die Werbefritzen des Kreditinstituts damit sagen? Dass
die Prognosen der Finanzexperten so zuverlässig sind wie die Wettervorhersa-
ge? Oder dass dem Wetterbericht so wenig zu trauen ist wie manch windigem
Tipp des einen oder anderen Anlageberaters? Aber so sind sie, die Damen und
Herren Finanzkapitalisten und ihre PR-Abteilungen: Erst nötigen sie ihre An-
gestellten, möglichst viel von diesen „innovativen“ Finanzprodukten an den
Mann zu bringen, fahren so den Karren in den Dreck und setzen anschließend
das Personal im Fernsehen dem Gespött der Leute aus. HENRIK MÜLLER
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Buchtipp

Nachdenken hilft
meistens

(ul) Wer glaubt, Bundes-
finanzminister Peer
Steinbrück (SPD) sei ein
Held, der sich der über-
raschend vom Himmel
gefallenen „Finanzkrise“
mutig entgegenstemmt,
ist selber schuld: Die
www.nachdenkseiten.de
warnen seit Jahren vor
den Folgen des „Casino-
Kapitalismus“, der von
Steinbrück und der rot-
grünen Regierung heftig
gefördert wurde. Da man
die verdienstvoll gegen
neoliberale Volksverdum-
mung anwirkende Web-
site nicht ständig verfol-
gen kann, wird man nun
im zweiten Jahr mit einem
„Jahrbuch“ bedient, das
komprimiertes Nachlesen
und gezieltes Anklicken
ermöglicht und über die
Tagesaktualität hinaus
beim Nachdenken über
Zusammenhänge hilft.
Dass beispielsweise ein
Walter Riester persönlich
inzwischen an der von
ihm vollzogenen Zerschla-
gung der Rentenversi-
cherung verdient, ist
nicht nur ungeheuerlich,
sondern reiht sich ein in
die korrumptiven Struk-
turen der Politik, die die
ehrenamtlich betriebe-
nen NachDenkSeiten re-
gelmäßig aufdecken.

Wolfgang Lieb/ Albrecht
Müller: Nachdenken
über Deutschland / Das
kritische Jahrbuch
2008/2009, Helmut
Schmid Medien,
Kirchsahr 2008, 320 S.,
13,80 Euro zzgl. 3 Euro
Versandkosten bei
Helmut Schmidt Medien
GmbH, Burgstr. 3,
53505 Kirchsahr, das-kri
tische-jahrbuch@nach
denkseiten.de, ISBN
978-3-00-026393-4
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D E M O K R A T I E

(hem) Wenn das Superwahljahr hin-
sichtlich der Wahlbeteiligung so wei-
tergeht, wie es in Hessen angefan-
gen hat, heißt es bald: Gute Nacht,
Demokratie! „ver.di NEWS“ hat auch
für diese Landtagswahl ermittelt, wie
hoch die Stimmenanteile der Parteien
sind,wennmansieanderZahlder ins-
gesamt Wahlberechtigten misst. Da-
bei kommt heraus, dass sich die ins
Auge gefasste schwarz-gelbe Koali-

tion gerade einmal auf 31,6 Prozent
der Stimmbürger/innenberufenkann.
Mehr als 40 Prozent haben ihre Be-
teiligung am Urnengang verweigert,
und für viele von ihnen liegt die Ver-
mutung nahe, dass sie sich mit der
herrschendenParteiendemokratienicht
mehr identifizieren.AlleinderSPDsind
mehr als 400 000 Wählerinnen und
Wählerdavongelaufen,dieHälfte von
ihnen ins Lager der Nichtwählenden.

M I T A R B E I T E R K A P I T A L B E T E I L U N G

(pm) Der Bundestag hat Ende Januar
ein Gesetz zur Mitarbeiterkapitalbe-
teilung beschlossen. DGB-Vorstands-
mitgliedDietmarHexelsiehtdarineinen
gutenAnfang:„DerDGBbegrüßt,dass
die Mitarbeiterkapitalbeteiligung zu-
sätzlich zumTarifeinkommengewährt
werdenmuss. SonstwäredaseinNull-

summen-Spiel. Ein zusätzliches Risi-
ko darf die Mitarbeiterkapitalbeteili-
gung nicht darstellen, Arbeitnehme-
rinnenundArbeitnehmerhabendafür
keine Mittel.“ Als besonders positiv
bewertet er die Möglichkeit, Mitar-
beiterbeteiligungsfonds aufzulegen.
Damit werde das Risiko für die Ar-

beitnehmer/innen inderKrisedeutlich
kleiner, neben dem Arbeitsplatz auch
einen Teil des angesammelten Kapi-
tals zu verlieren. Insgesamt bleibe die
WirkungdesGesetzes jedochbegrenzt,
da lediglichdreiMillionender40Milli-
onenErwerbstätigen indie steuerliche
Begünstigung einbezogen werden.

Fonds mindern das Risiko des Kapitalverlusts

(red.) Gemeinsam mit attac Europa,
Friends of the Earth und anderen Or-
ganisationen hat ver.di soziale Be-
wegungeneingeladen,umüberSicht-
weisen und notwendigeMaßnahmen
im Blick auf die Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise zu diskutieren. Verabschie-
det wurden Schlussfolgerungen un-
terdemTitel „Wir zahlennicht für Eure
Krise“.Dazuzähltunteranderem,dass
dasherrschendeWachstumsprinzip in

Frage gestellt wird und öffentlicher
Einfluss wieder geltend gemacht soll.
Gleichzeitig wurde über Gerechtig-
keit und Umverteilung sowie Men-
schenrechte und soziale Verantwor-
tunggesprochen.MitteApril trifft sich
dieses Bündnis das nächste Mal.
BeiderVeranstaltungwurdedarauf

hingewiesen,dassam28.März inLon-
don im Vorfeld des G-20-Gipfels eine
Großdemonstration stattfinden soll.

Zeitgleichwill inDeutschlandeinBünd-
nis linker Gruppen in Berlin und even-
tuell auch in Frankfurt/Main demon-
strieren;auchdieseVeranstaltungsteht
unter dem Motto „Wir zahlen nicht
für Eure Krise“. Dazu rufen auch eini-
ge ver.di-Bezirke auf. Im Mai will der
EuropäischeGewerkschaftsbundin eu-
ropäischen Hauptstädten demon-
strieren. Diesen Aufruf unterstützt
der ver.di-Bundesvorstand.

Wachstumsprinzip in Frage stellen

F I N A N Z K R I S E

Mehr als 40 Prozent haben ihre Beteiligung am Urnengang verweigert

(hla) „Rentemuss zumLeben reichen“
ist eineBotschaft,mitderDGBundsei-
neMitgliedsgewerkschaften insWahl-
jahr2009ziehen.BisAnfangApril sind
verschiedeneAktionengeplant.Außer-
dem finden vier Regionalkonferen-
zen statt, die erste am 9. Februar mit
dem ver.di-Vorsitzenden Frank Bsirs-
ke in Leipzig. Weitere Informationen
unter: www.ichwillrente.net.
DGB-BundesvorstandsmitgliedAn-

nelie Buntenbach kritisierte bei der
Vorstellung der Kampagne Ende Ja-
nuar, „die Rente wird von zwei Seiten
in die Mangel genommen: zum einen
durch Kürzungen, zum anderen durch

den Arbeitsmarkt“. So sei die gesetz-
liche Rente für zukünftige Bezie-
her/innenumbis zu25Prozentgekürzt
worden. Als Alternative gelte die pri-
vateVorsorge–dochdieKürzung„kann
kaum jemandaus eigener Tasche aus-
gleichen“, sagte Buntenbach.
Hinzu komme die Entwicklung auf

demArbeitsmarkt. Unterbrochene Er-
werbsverläufe, niedrige Einkommen
undfehlendesozialeAbsicherungseien
Gründe, die zu mehr Altersarmut füh-
ren. Die Gewerkschafterin rechnet
damit, dass knappeinDrittel der künf-
tigengesetzlichenRentenanderGrund-
sicherungsschwelle landen werde.

Deshalb müsse gegengesteuert
werden. Kernforderungen sind die
Weiterentwicklung der gesetzlichen
Rentenversicherung zu einer Erwerb-
stätigenversicherung, die Durchset-
zung von Mindestlöhnen, die besse-
re Absicherung für die Rente bei
Langzeitarbeitslosigkeitundgeringem
Einkommen,derbessereSchutzbei Er-
werbsminderung sowie die Rücknah-
me der Rente mit 67. „Die Politik ist
gefordert“, betonteBuntenbach.Des-
wegen beginne die Kampagne schon
jetzt, damit die Vorschläge der Ge-
werkschaften noch den Weg in die
Wahlprogramme finden können.

Der DGB will mit seinen Forderungen in die Wahlprogramme



Schon wieder
neue Jetons
Vom bevorstehenden
Ende des Kapitalismus
träumt in diesen Tagen
der eine oder die andere.
Ich glaube allerdings:
Die Herrschaften fangen
jetzt erst richtig an.
Denn die Kapitaleigner
haben die Macht, und
die geben sie nicht her.
Wie fest sie im Sattel sit-
zen, sieht man daran: Sie
können zwar mit unse-
rem Geld nicht umge-
hen, dürfen dennoch an
den Börsen dieser Welt
bei den schönsten Glücks-
spielen Aber- und Aber-
milliarden verzocken, ha-
ben dabei zuletzt nur
noch Nieten gezogen,
und die sollen wir ihnen
– auf der „Bad Bank“ –
nun in frische Jetons ein-
tauschen. Wir sollen ih-
nen ihre sinn- und wert-
losen „Zertifikate“
abnehmen – gegen neu-
es Geld wohlgemerkt.
Damit sie weitermachen
können wie bisher. Dass
die Vertreter eines Kapi-
talismus reinsten Was-
sers weltweit fundamen-
tal gescheitert sind mit
ihrem Markt, der schon
alles richten werde, und
ihren vergifteten „inno-
vativen Produkten“, ficht
sie nicht an. Dass sie
sich trauen, so unverfro-
ren, so rotzfrech aufzu-
treten, als sei das alles
nur eine kleiner Betriebs-
unfall, zeigt: Sie sind
noch lange nicht weg
vom Fenster mit ihrer neo-
liberalen Ideologie, und
wir, die abhängig Be-
schäftigten, müssen auf-
passen, dass sie uns nicht
brutaler über den Tisch
ziehen als je zuvor. All-
mählich wird der Wider-
spruch aber schon lauter.

Henrik Müller
ist Redakteur
bei ver.di

KOMM E N TA R
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(hem) „Es haben, als ein neues Jahr /
gerade eingeläutet war, / die Hafen-
arbeiter Musik gemacht, / den Bos-
sen zu Gehör gebracht. / Mit 20 000
Mann im Chor, / das klang den Ree-
dern schrill im Ohr. / Doch zähneknir-
schend tanzten sie / im Takt der Ha-
fenmelodie. / Denn diese Melodie ist
alt, / die in wechselnder Gestalt / im-
merwiederneuentsteht, /wennesum
Menschenrechtegeht: /Das istdieMe-
lodie von der Solidarität“: So sang
der Liedermacher HannesWader, und
sogeht es heutzutage immermalwie-
der im Hamburger Hafen zu, wenn
die Beschäftigten ihre Rechte gegen
ÜbergriffederKapitalseiteverteidigen.
Rund 650 wütende ver.di-Mitglie-

der aus den Reihen der Hafenarbeiter
protestierten am 13. Januar 2009 er-
neutdagegen,dassdiestädtischeHam-
burger Hafen und Logistik AG (HHLA)
ihnen die Bonusregelung für Gewerk-
schaftsmitglieder im Tarifvertrag für
die Seehäfenbetriebe wieder weg-
nehmen will. Dabei wurden sie vom
ver.di-Vorsitzenden Frank Bsirske als
Kundgebungsrednerkräftigunterstützt.

Die HHLA klagt – wohl auf Druck
der schwarz-grünen Stadtregierung
– vor demArbeitsgericht gegen ver.di
und will die so genannte Erholungs-
beihilfe in Höhe von jährlich 260 Eu-
ro, die nur ver.di-Mitgliedern zusteht,
für rechtswidrig erklären lassen. Die
Tarifvertragsklausel verstoße gegen
die „negative Koalitionsfreiheit”. Im
GüteterminvordemArbeitsgericht (sie-
he auch „ver.di NEWS“13/2008), hat-
te sich schnell heraus gestellt, dass
eine gütliche Einigung in demRechts-
streit kaum zu erwarten ist. Helmut
Platow,LeiterderRechtsabteilungbeim
ver.di-Bundesvorstand, hatte als an-
waltlicher Vertreter der beklagtenGe-
werkschaft herausgestellt, es könne
nicht sein, dass eine tarifvertrag-
schließende Partei etwas unterschrei-
be und anschließend behaupte, es
sei rechtswidrig.

Fragwürdige Haltung

BeiderProtestkundgebung imVorfeld
des Gerichtstermins, der nun für die
26. Februar 2009 angesetzt ist, be-
fasste sich auch der ver.di-Vorsitzen-

de mit der fragwürdigen und wider-
sprüchlichenHaltungderHHLA-Chefs,
setzte sich zunächst aber auch kri-
tisch mit denjenigen Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern auseinan-
der, die, ohne Gewerkschaftsmitglied
zusein, vondenErrungenschaftenpro-
fitieren, die andere erkämpft haben:
Es gebe, so Bsirske, „diese Leisetre-
ter, die abseits stehen–obausGleich-
gültigkeit oder weil sie sich für be-
sonders schlauhalten,wennsie immer
darauf setzen, die anderen machen
zu lassen und mit dem geringst mög-
lichen Aufwand durchzukommen“.
Niemand müsse der Gewerkschaft

beitreten, es herrsche Koalitionsfrei-
heit, so Bsirske: „Nur dann sollen die,
die nichts dazu beitragen und lieber
die anderen machen lassen, auch die
Konsequenzen tragen! Und sie müs-
sen akzeptieren, dass die, die Lohn-
verbesserungen überhaupt erst er-
möglichen, dann eben auch besser
gestelltwerdenalsdie, dieabseits ste-
hen.“ – Der Wortlaut der Bsirske-Re-
de findet sich imDownloadbereichvon
www.verdi-news.de.

Im Takt der Hafenmelodie
Die ver.di-Mitglieder unter den HHLA-Beschäftigten verteidigen ihre Erholungsbeihilfe

F I N A N Z K R I S E

(dpa/red.) Die Idee einer deutschen
„Bad Bank“ (englisch für: „schlechte
Bank“) zur Übernahme hochriskanter
Papiere der Banken blieb Ende Janu-
ar umstritten. Allerdings wuchs die
ZahlderGegner rapide.Gegendie von
der Bundesregierung und vom Bank-
enverband abgelehnte Einrichtung
sprachen sich am Wochenende zahl-
reicheExpertenundPolitikeraus. SPD-
Chef Franz Müntefering sagte der
„Frankfurter Allgemeinen Sonntags-
zeitung“: „Das wären staatlich ver-
waltete und finanzierte Giftmüllkip-
pen für alles, was Banker angerichtet
haben und jetzt loswerden wollen.“
AuchHessensgeschäftsführenderMi-
nisterpräsident und CDU-Vize Roland
Koch lehnte eine „Bad Bank“ ab.
Hingegen hatten sich Deutsche-

Bank-Chef Josef Ackermann und
Baden-Württembergs Ministerprä-
sident Günther Oettinger (CDU) für
eine„BadBank“ausgesprochen.Auch

der Bundesverband des deutschen
Groß- und Außenhandels (BGA) ver-
langte die schnelle Einrichtung einer
solchen Institution, um die negativen
Folgen des Vertrauensverlustes der
Banken untereinander zu beenden.
Der ver.di-Vorsitzende Frank Bsirs-

ke sprachsich inder „BerlinerZeitung“
strikt dagegen aus, die faulen Wert-
papiere der Geldinstitute in einer
„Bad Bank“ zu bündeln und damit
die zu erwartenden Lasten dem Staat
aufzubürden. Vielmehr müssten die
BankeninHaftunggenommenwerden:
„Wenn wir sie hier aus der Verantwor-
tung für ihr Tun entlassen, werden sie
sich immer wieder der Verantwortung
für ihre Geschäfte entziehen können.“
In einer Information des DGB-

Bundesvorstandsvom20. Januarheißt
es zum Thema: „Die Finanzkrise geht
in die nächste Runde. Die Banken
präsentieren neue Milliardenverlus-
te, drehen den Kredithahn für ande-

re Banken und Unternehmen weiter-
hin zu und horten ihr Geld lieber bei
der Europäischen Zentralbank. So
kommt es zu einer Kreditklemme. Der
Rettungsschirm für Banken mit 480
Milliarden Euro hat bisher das Bank-
ensystem nicht stabilisieren können.
Beinahe36Prozentderbisheutewelt-
weit bekannten faulen und wertlo-
sen Papiere befinden sich immer noch
in der Bilanz der deutschen Banken.
Dies entspricht einem Drittel des

deutschenBruttoinlandsprodukts.Die-
se Verluste werden auf 2130 Milliar-
den Euro bzw. 2800 Milliarden Dol-
lar beziffert. Allein in Deutschland ist
die Rede von bis zu 800 Milliarden
Euro.Diesentspricht einemDrittel des
deutschenBruttoinlandsprodukts.Nun
verlangen die Banken zusätzlich zum
erstenRettungsschirmeine ‚BadBank‘,
also eine staatliche ‚Mülldeponie‘ für
wertlose, hochgefährliche Schrottpa-
piere.“

Kaum Unterstützung für „Bad Bank“ – Bsirske: Banken in Haftung nehmen
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Buchtipp

Ratgeber Leiharbeit

(hla) Achtung! Unsiche-
re Arbeit steht auf dem
Titel des Ratgebers zum
Thema Leiharbeit, den
der Deutsche Gewerk-
schaftsbund (DGB) her-
ausgegeben hat. Die
Leiharbeitsbranche
boomt, sie bietet nach
Einschätzung des DGB
durchaus Chancen, aber
auch zahlreiche Risiken.
Gerade bei diesen Risi-
ken möchte der DGB mit
seinem Ratgeber weiter-
helfen. Denn die Leihar-
beitsbranche hat viele
Besonderheiten, nicht
nur, dass die Beschäftig-
ten es mit mindestens
zwei Arbeitgebern zu
tun haben. Es geht auch
um Fragen, wie man die
richtige Leiharbeitsfirma
findet und was bei einem
Arbeitsvertrag zu beach-
ten ist. Leiharbeitneh-
mer/innen werden mit
dieser Broschüre knapp,
aber dennoch umfas-
send beraten in allen
Fragen, die sich bei die-
ser Beschäftigungsform
stellen können. Für
weitergehende Beratun-
gen stehen die Einzelge-
werkschaften dann zur
Verfügung.

Ratgeber Leiharbeit:
Was Sie als Leiharbeits-
kraft über Ihre Rechte
und Pflichten wissen
sollten, herausgegeben
vom DGB-Bundes-
vorstand, 44 Seiten,
0,50 Euro zzgl. Versand-
kosten. Bestellbar über
www.dgb-bestellservi
ce.de, Stichwort Leihar-
beit, oder bei PrintNet-
work pn GmbH,
Stralauer Platz 33 – 34,
10243 Berlin.
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(hms) Diesmal geht’s vorrangig ums
Geldundnichtwievordrei Jahrenauch
um die Arbeitszeit. Darüber sind die
Arbeitgeber der Länder sich einig mit
denGewerkschaften ver.di, GEW,GdP
unddbb tarifunion.Doch in zwei Run-
denam19.undam26.Januarweigerten
die Arbeitgeber sich, über die gewerk-
schaftlichen Kernforderungen zu ver-
handeln: acht Prozent mehr, mindes-
tensaber200Euro.Den rund700 000
Tarifbeschäftigten der Länder wollen
sienicht zubilligen,was imMärz2008
bei Bund und Kommunen erreicht
wurde. Vor der nächsten Verhand-
lungsrundeam14./15.Februar inPots-
dam haben die Gewerkschaften des-
halbProtestaktionenundWarnstreiks
geplant. „InallenBundesländernmüs-
sen wir unsere Geschlossenheit und

Stärke unter Beweis stellen“, so der
ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske,
Berufsfeuerwehrleute setzten dafür
inPotsdamschonmaleinZeichen:Aus
der ganzen Bundesrepublik waren sie
am 26. Januar zum Verhandlungsort
am Templiner See angereist.
Als Beamte der Kommunen sind

sie wegen der Föderalismusreform
ins Besoldungsgefügeder Länder ein-
gegliedert. Also wurde der Tarifab-
schluss vom 31. März 2008 für Bund
und Kommunen auf sie nicht über-
tragen. Das empfinden sie als dop-
pelt ungerecht: Zum einen blieb ihre
Besoldung im Vergleich zu den Ein-
kommender Tarifbeschäftigten inden
Kommunen zurück. Zum anderen ver-
dienensiewenigeralsdieaufdenFlug-
häfen angestellten Feuerwehrleute.

In der Spitzenrunde sitzen für die
LänderdieFinanzminister vonNieder-
sachsen, Hartmut Möllring (CDU) als
Verhandlungsführer,NRW,HelmutLins-
sen (CDU), und Brandenburg, Rainer
Speer (SPD), sowie der Geschäftsfüh-
rer der Tarifgemeinschaft deutscher
Länder (TdL),KnutBredendiek. Fürdie
Gewerkschaftenverhandelnver.di-Chef
Frank Bsirske, ver.di-Bundesvorstands-
mitgliedAchimMeerkampsowieFrank
Stöhr,Vorsitzenderderdbb tarifunion.
EinenweiterenSitz teilensichderGdP-
Vorsitzende Konrad Freiberg und Ilse
Schaad vom GEW-Vorstand.
Zur nächsten Verhandlungsrunde

ist auch die ver.di-Bundestarifkom-
mission eingeladen, damit sie dann
nach Lage der Dinge die notwendi-
gen Entscheidungen treffen kann.

Bisher noch kein Angebot
Um höhere Einkommen dreht sich der Streit
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Verteilungsspielraum ausgeschöpft

(hla) Mit einem Reallohn-Plus von
durchschnittlich 0,3 Prozent endeten
die Tarifrunden im Jahr 2008. Durch-
schnittlichbrachtendieTarifergebnisse
2,9 Prozent mehr Lohn und Gehalt,
allerdings sorgten die stark gestiege-
nen Verbraucherpreise für die insge-
samt nur geringe tatsächliche Stei-
gerung. Erstmals seit 2003 konnte
derneutraleVerteilungsspielraumda-
mit mehr als ausgeschöpft werden.
Das ist das Fazit, das dasWirtschafts-
und Sozialwissenschaftliche Institut
(WSI) der Hans-Böckler-Stiftung nach
der Tarifbewegung 2008 zieht. Am
höchsten fiel die Steigerung mit 4,4
Prozent imÖffentlichenDienstundbei
den Sozialversicherungen aus, das
SchlusslichtbildetederHandelmit1,9
Prozent. Allerdings seien die meisten
Tarifverträge in den großen Branchen
in der ersten Jahreshälfte, also vor
der Finanzkrise, ausgehandelt wor-
den. Im europäischenVergleich bleibt
die rote Laterne bei den Reallohn-
steigerungen weiterhin bei Deutsch-
land.
Insgesamt schlossen die DGB-

Gewerkschaften Tarifverträge für
11,1 Millionen Beschäftigte ab. Hin-
zu kamen weitere 4,6 Millionen Be-
schäftigte, die von Erhöhungen pro-

fitierten, die bereits in den Vorjahren
ausgehandelt worden waren. Dabei
sei die Tarifbindung weiter gesunken,
sagte der Leiter des WSI-Tarifarchivs,
Reinhard Bsipinck. Sie liege bei rund
62 Prozent, insgesamt habe sich der
TrendzumAusstiegaber verlangsamt.
Mittlerweile sei es seltener der Fall,

dass sich Unternehmen aus ihrer bis-
herigenTarifbindungverabschiedeten.
Vielmehr fändenNeugründungenden
Weg nicht mehr hinein.
Zu den Aussichten für die Tarifrun-

den 2009 aus Sicht des WSI berich-
ten wir in der kommenden Ausgabe
von „ver.di NEWS“.
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Den Perspektiv-
wechsel üben
Brauchen Betriebs-
und Personalräte
Teamcoaching und
Supervision?

Der Anteil der Kollegin-
nen und Kollegen, die ih-
re eigene Rolle reflektie-
ren wollen, wird ständig
größer. Sie müssen et-
was loswerden, was sie
bedrängt. Sie, die immer
für andere da sind, brau-
chen selbst Unterstüt-
zung und Rückmeldung.
Das dient der Professio-
nalisierung der Arbeit.

Was kann Gruppen-
supervision leisten?

Sie ist ein Ort der Ver-
langsamung: Statt sofort
fertige Lösungen für ein
geschildertes Problem zu
liefern, wird der Perspek-
tivwechsel geübt. Ziel ist,
eine Situation vollstän-
dig zu verstehen – die
verschiedenen Seiten,
die sachlichen und die
emotionalen Faktoren.
Wer politisch und strate-
gisch gut sein will, darf
nicht über die eigenen
Gefühle stolpern.

Was haben
Gremienvorsitzende
vom Einzelcoaching?

Betriebs- und Personal-
ratsvorsitzende sind „pa-
radoxe Führungskräfte“,
weil sie Erste unter Glei-
chen sind. Diese Rolle
muss man ausfüllen und
immer wieder auf den
Prüfstand stellen. Es
geht um Führung, Ver-
bindlichkeit und Verant-
wortung. Reflexive Me-
thoden helfen, Denk-
und Gefühlsblockaden
aufzulösen und immer
wieder den inneren
Spielraum zu erweitern.

B E T R I E B L I C H E P R A X I S

I N T E R V I E W

Erhard Tietel
ist Dipl.-Psy-
chologe und
Supervisor an
der Akademie
für Arbeit und
Politik der Uni
Bremen
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(hbf) Wer im Gesundheits- oder Bil-
dungssektor arbeitet, kennt Supervi-
sionundCoaching–alsHilfenzurbes-
seren Bewältigung des beruflichen
Alltags. Da liegt es nahe, sich auch
als Mitglied einer betrieblichen Inter-
essenvertretungsolcheexterneUnter-
stützung zu holen, sei es bei der Team-
bildung des Gremiums oder in akuten
Krisenzeiten. Für Betriebs- oder Per-
sonalratsmitgliederausanderenBran-
chen und Berufen dagegen wirkt die
Vorstellungoftnochbefremdlich,auch
den Umgang im Betriebsrat, das Ver-
hältnis zur Belegschaft und zum Ma-
nagement mit Hilfe eines Beraters
kritischzubeleuchten.„Das isteinWeg,
die eigenen Ziele besser umsetzen zu
können”, sagtErhardTietel, derander
UniversitätBremenSupervision fürBe-
triebsräte erforscht und praktiziert.

Rolle des Betriebsrats hat
sich radikal verändert

Mit der Arbeitswelt hat sich auch die
Rolle des Betriebsrats radikal verän-
dert. Der Interessengegensatz zwi-
schen Kapital und Arbeit ist oft ver-
wischt. Andererseits sind in einer

heterogenen Belegschaft einheitli-
che Interessen häufig nicht so klar zu
erkennen. Beschäftigte mit hoher be-
ruflicher Selbstständigkeit beispiels-
weise lehnen einen Betriebsrat ab,
der Stellvertreterpolitik betreibt. Und
schließlich fühlt sich die betriebliche
Interessenvertretung bisweilen er-
pressbar, etwa wenn sie die Sorge
um den Erhalt von Jobs umtreibt.
Esgibt vieleAnlässe für Einzel- oder

Gruppensupervision – drei Beispiele:
Die Laborantin will als frisch gewähl-
teBetriebsratsvorsitzendevondenstu-
diertenMitgliederndesGremiumsund
vomChef in ihrer Rolle akzeptiertwer-
den. Oder: Der Betriebsrat eines be-
hördenähnlichen Unternehmens, das
von einem ausländischen Konzern
aufgekauft wurde, trifft dort auf Be-
triebsratskollegen, die eine völlig an-
dereFirmenkulturerleben:Wiekommt
man zusammen? Oder: Der Personal-
rat einer Klinik, die privatisiert wer-
densoll, klinkt sichoffensiv indenPro-
zessderReorganisationeinundmerkt
plötzlich,dassdieBelegschaft „daun-
ten“ sichvonder Interessenvertretung
„da oben“ verraten fühlt. Was tun?

Betriebs- und Personalräte stoßen
im Unternehmen auf ein dichtes Be-
ziehungsgeflecht und oft auch auf
ein ausgeprägtesMachtgefüge – und
sie sindselbstTeil davon. Idealerweise,
meint deshalb Dietmar Hexel, Mit-
glied im DGB-Bundesvorstand und
selbst Supervisor, holt sich die Inter-
essenvertretung deshalb im Einzel-
fall „eine Kombination aus Fachbera-
tung, Strategieberatung, Mediation,
KonfliktmoderationundSupervision“.

Keine Lösung nach
einfachem Muster

Einige ver.di-Bildungszentren bieten
einschlägige Beratung und Unter-
stützung an: Konflikt- und Prozess-
beratung, Fallarbeit, Coaching, Me-
diationoderSupervision.DieNachfrage
wirdsteigen,erwartetHerbertSchmidt,
Leiter des Hauses Clara Sahlberg am
Berliner Wannsee, „weil die Heraus-
forderungen immerkomplexerwerden
und sich nicht mehr nach einem ein-
fachen Muster lösen lassen”. Weitere
Informationen: unter www.aap.uni-
bremen.de und www.verdi-bildungs-
portal.de

Den Alltag besser bewältigen
Supervision: Veränderte Aufgaben erfordern neue Strategien der Interessenvertretung

D R K

(ula) EinenTagvorWeihnachtenbrach
für 38 Rettungssanitäterinnen und
-assistenten des DRK-Rettungsdien-
stes Borna/Groitzsch eine Welt zu-
sammen: Am frühen Morgen des
23. Dezember wurde ihnen in einer
Blitzaktion Hausverbot erteilt. Gleich-
zeitig erfuhren sie, dass sie ab sofort
beurlaubt seien, ihnen zum zweiten
Mal in Folge kein Gehalt gezahlt wer-
de und dass für die DRK Rettungs-
dienst, Krankentransport und Hilfs-
dienste gGmbH Insolvenz beantragt
werdensolle. IhreAufgabenundFahr-
zeuge wurden Beschäftigten anderer
Unternehmen übertragen.
Doch die mehrheitlich bei ver.di

organisiertenDRK-Rettungsleute füg-
ten sich nicht in die Situation. Sie
führten Gespräche mit dem Landrat
undVorsitzendendesRettungszweck-
verbandes, gingen an die Öffent-
lichkeit, organisierten Gegenwehr. In

einem offenen Brief stellten sie dem
Präsidiumund demVorstand desDRK
Leipziger Land e.V. zwölf unbequeme
Fragen und thematisierten die Unge-
reimtheiten seit dem Amtsantritt des
neuen Geschäftsführers Dr. Andreas
GrubeAnfangDezember.Grubeweise
weder die erforderliche Qualifikation
(Rettungsdienstleiter bzw. -assistent)
für seine Tätigkeit auf, noch gab es
einen Dialog mit den Beschäftigten.
Wie auch – Grube war dem Verneh-
men nach nur am Tag seines Amts-
antritts und am Tag des Hausverbots
in den Räumen der Rettungswache
aufgetaucht.

14 Tage Mahnwache auf dem
Bornaer Marktplatz

Stattdessen hatte er gegenüber dem
Rettungszweckverband erklärt, dass
seine Firma den Rettungsdienst über
die Feiertage nicht sicherstellen kön-

ne. Das war der Todesstoß für den
ohnehin unter finanzieller Unter-
deckung leidenden DRK-Rettungs-
dienst Borna/Groitzsch.
Vom1.bis15. Januarhieltendiege-

schasstenDRK-Beschäftigentrotzstren-
gem Frost auf dem Bornaer Mark-
platz ihre Mahnwache aufrecht. Sie
sammelten über 8000 Unterschriften
für ihre Forderungen, Unterstützer-
briefe kamen aus dem gesamten
Bundesgebiet; Vertreter von Parteien
und Gewerkschaften bekundeten ih-
re Solidarität.
Eine Klage der Beschäftigten, dass

es sich um einen Betriebsübergang
handele, ist mittlerweile auf dem
Weg. ver.di hat sich mit einer Be-
schwerde an das Sächsische Innen-
ministerium gewandt, um den Be-
schluss des Rettungszweckverbandes
überprüfen zu lassen und auf eine
Korrektur zu drängen.

Rettungsdienst Borna: Beschäftigte vor die Tür gesetzt



G R U N D S AT Z U R T E I L

RECHT VER.DI NEWS 01 | 31. JANUAR 2009

Buchtipp

Frauenwahlrecht
seit 90 Jahren

(GL) Noch im Oktober
1918 hat die Mehrheit
im deutschen Reichstag
das Frauenwahlrecht
abgelehnt. Nur wenige
Wochen später, das
Kaiserreich war im No-
vember am Ende, be-
schließt der Rat der
Volksbeauftragten das
aktive und passive
Wahlrecht für Frauen.
Am 19. Januar 1919
machten 82 Prozent der
Frauen davon Gebrauch.
In der ersten National-
versammlung der Wei-
marer Republik waren
nur acht Prozent der Ab-
geordneten Frauen.
Erstmals hatten die Sozi-
aldemokraten 1895 das
Frauenwahlrecht im
Reichstag gefordert. Die
bürgerliche Mehrheit
sperrte sich noch fast 25
Jahre. Mühsam mussten
sich Frauen in der neuen
Republik in der politi-
schen Debatte Geltung
verschaffen. In der Wei-
marer Republik prägten
Frauen im Reichstag in
wesentlichen Teilen die
Sozialpolitik.
Im Parlamentarischen
Rat, der 1948/49 das
Grundgesetz schuf, wa-
ren nur vier der 65 Mit-
glieder Frauen. Heute
hat der Bundestag einen
Frauenanteil von einem
knappen Drittel. In die-
sem Buch reflektieren
die Autorinnen die Ent-
wicklung des Frauen-
wahlrechts. Aufschluss-
reich ist dabei eine
Untersuchung über die
Wahlpräferenzen der
Frauen.

Elke Ferner (Herausge-
berin): 90 Jahre Frauen-
wahlrecht, Vorwärts
Buch, Berlin, 2008,
127 Seiten, 14,95 Euro,
ISBN 978-3866022225
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(dpa/pm/hem)Gewerkschaftendürfen
Werbe- und Informationsmails auch
an die dienstlichen Adressen von Ar-
beitnehmerinnen undArbeitnehmern
senden. Dieses Recht hat der ver.di-
Rechtsschutz beim Bundesarbeits-
gericht (BAG) erstritten, das am
20. Januar 2009 unter dem Aktenzei-
chen 1 AZR 515/08 einer entspre-
chenden Revision der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft statt-
gab. Gewerkschaftsmails an betrieb-
liche Postfächer sind demnach auch
ohne die Zustimmung des Arbeitge-
bers zulässig.

Konkurrenz für Flugblätter
und Schwarzes Brett

Das gilt laut BAG sogar dann, wenn
denBeschäftigtendieprivateNutzung
verboten wurde. Die Entscheidung
einer Gewerkschaft, Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer auf diesem
Weganzusprechen, sei Teil ihrerdurch

das Grundgesetz geschützten Betäti-
gungsfreiheit, so die Richter in einer
Pressemitteilung.
Soweit dabei Grundrechte des

Arbeitgebers berührt würden, seien
die kollidierenden Rechtspositionen
gegeneinander abzuwägen. Das
Eigentumsrecht desArbeitgebers und
seinRechtameingerichtetenundaus-
geübten Gewerbebetrieb hätten aber
gegenüber der gewerkschaftlichen
Betätigungsfreiheit zurückzutreten,
solange der E-Mail-Versand nicht zu
nennenswerten Störungen des Be-
triebsablaufs oder zu spürbaren, der
Gewerkschaft zuzurechnenden wirt-
schaftlichen Belastungen führe, er-
läuterten die Richter.
Der Prozess gegen ver.di war von

der ehemaligen Sparkassen-Informa-
tik (SI) angestrengtworden.Diever.di-
Fachgruppe Sparkassen hatte im Ta-
rifkonfliktumdieStandortschließungen
alle Beschäftigten direkt angemailt.

Die SI wollte das Mailing mit Hinweis
auf einen angeblichen Eingriff in ihre
Eigentumsrechte und auf Arbeitszeit-
belastungen der Beschäftigten durch
das Lesen der Mails verbieten lassen.
InEilverfahrenwiedannaucherst-und
zweitinstanzlich wurde der Gewerk-
schaft das direkte Mailing tatsäch-
lich untersagt. Eine der Begründun-
gen des Arbeitsgerichts: ver.di könne
Flugblätter erstellen und diese am
schwarzen Brett aushängen. Die Be-
schäftigten hätten in Pausen, also
außerhalb der Arbeitszeit, dann die
Möglichkeit, die Gewerkschaftsinfor-
mationen dort zu lesen.

Grundsatzurteil erstritten

Dieser Ansicht folgte das BAG letzt-
instanzlich nicht, so dass ver.di da-
mit ein Grundsatzurteil zur Nutzung
moderner Techniken bei der Informa-
tion der abhängig Beschäftigten er-
stritten hat.

Direkt in die Betriebe mailen
Gewerkschaften dürfen moderne Techniken für ihre Informationsarbeit nutzen

H A R T Z I V

(dpa/pm) Die Kürzung der Hartz-IV-
Gelder für Kinder auf 60 Prozent der
Regelleistung verstößt laut Bundes-
sozialgericht gegen das Grundgesetz.
Die Kinder würden damit sowohl im
Verhältnis zur Höhe der Regelleistung
ihrer Eltern als auch gegenüber den
Kindern von Sozialhilfeempfängern
benachteiligt, hieß es am 27. Januar
2009 in einer Pressemitteilung, die
das Gericht herausgegeben hat. Die
Beschränkung auf einen Satz von der-
zeit 211 Euro verstoße, so die Kasse-
ler Richter, gegen den Gleichheits-
grundsatz, sei dabei vomGesetzgeber
nicht ausreichend begründet und da-
mit verfassungswidrig.
AllerdingsmeldetendieRichter kei-

ne grundsätzliche Kritik an der Höhe
der Regelleistung an. Die beiden um-
strittenen Verfahrenmüssen nun dem
Bundesverfassungsgericht zu einer
endgültigen Klärung vorgelegt wer-
den.
Geklagt hatten – unter den Akten-

zeichen B 14/11 b AS 9/07 R und B
14 AS 5/08 R – eine Familie aus Dort-
mundmitzweiKindernund–mitver.di-

Unterstützung – eine aus dem baye-
rischen Lindau mit drei Kindern. Der
Vertreter der Dortmunder Familie sah
die 60 Prozent als „völlig willkürlich“
und zudem nicht ausreichend zur Si-
cherung des Existenzminimums an.
„Für Essen sind 1,02 Euro am Tag vor-
gesehen, ein Gläschen Babynahrung
kostet aber schon 1,39 Euro. FürWin-
delngibt es8Euro;das reicht eineWo-
che, aber nicht einen Monat. Und mit
20 Euro im Monat kann niemand ein
Kind kleiden.”

Verstoß gegen den
Gleichheitsgrundsatz

Der 14. Senat sah letztlich eine „An-
nahme von Verfassungswidrigkeit“,
weil die derzeitige Regelung gegen
den Gleichheitsgrundsatz der Verfas-
sung verstoße. Ohne dass für Kinder
derBedarf ermittelt unddefiniertwor-
den sei, habe der Gesetzgeber den
Hartz-IV-Satz fürKinderum40Prozent
gekürzt.
Zudem könnten Kinder von Sozial-

hilfeempfängern mehr Geld erhalten,
während der Satz bei Kindern von Ar-

beitssuchenden auf die heutigen 211
Europauschaliertwordensei. Zumdrit-
ten sei die Höhe des Sozialgeldes für
alle Kinder bis 14 Jahren gleich, oh-
ne dass Altersunterschiede berük-
ksichtigt seien.

Kinder brauchen
mehr zum Leben

Der DGB begrüßte den Beschluss des
Bundessozialgerichts. Sein Bundes-
vorstandsmitgliedAnnelieBuntenbach
sagte in Berlin zu dem Urteil: „Kinder
brauchen mehr zum Leben, als ihnen
im Hartz-IV-System derzeit zugestan-
den wird. Außerdem setzt sich ihr Be-
darf anders zusammen als der von
Erwachsenen. Deshalb ist die bishe-
rige Ableitung als Prozentsatz vom
Erwachsenenregelsatz nicht sachge-
recht. Die Bundesregierung sollte den
BeschlusszumAnlassnehmen,dieKin-
derregelsätze neu zu bestimmen und
dabei insbesondere Ausgaben für
Bildung und Teilhabe am sozialen Le-
ben stärker zu berücksichtigen.“ Jetzt
muss das Bundesverfassungsgericht
entscheiden.

Bundessozialgericht hält Regelleistung für Kinder für verfassungswidrig





Der 13. Februar ist der Jahrestag der
Luftangriffe auf Dresden. Aus diesem
Anlass soll der europaweit größte
Naziaufmarsch in der Stadt stattfin-
den.EinbreitesgesellschaftlichesBünd-
nis ruft deshalbbundesweit zumfried-
lichen Gegenprotest in Dresden auf.
Mehr Infos über die Veranstaltung
am14. Februar 2009 unterwww.geh-
denken.de
ver.diunddieHans-Böckler-Stiftung

unterstützen die Tagung Wissen-
schaftliches Prekariat an Hoch-
schulen der Technischen Universität
Berlinam27.Februar2009.Dabeigeht
es um Nachwuchswissenschaftler/in-
nen zwischen Karriere und Aufstieg.
Außerdem bilden die Vertretungs-
möglichkeiten des Personalrats einen
Schwerpunkt.Weitere Infos:www2.tu-
berlin.de/zek/koop/kooptag.html

DenLebensabendpflegebedürftigund
auf fremde Hilfe angewiesen im Al-
tenheimverbringenzumüssen, ist kein
schönerGedanke.ManchenMenschen
machtdieseVorstellung richtiggehend
Angst. Sie malen sich aus, dass sich
dort niemand um sie kümmert, dass
siewieeinStückViehbehandelt, acht-
los in die Ecke gestellt und dort ih-
rem eigenen Schicksal überlassen
werden. Alles Humbug, könnte man
sagen. Wer aber das Buch „Satt und
sauber?“ liest, verspürtwenigLust,Be-
fürchtungen dieser Art als unange-
brachtundübertriebenabzutun.Denn
in ihrem Buch berichtet Brigitte Hei-
nisch über ihre Arbeit als Altenpfle-
gerin, wie sie sie selbst erlebt hat.
Ein Bericht zwischen zwei Buch-

deckeln, dem einige andere kürzere,
aber kaum weniger brisante Berichte
vorausgegangenwaren.DasBuchvon
Altenpflegerin Heinisch ist der Ab-
schluss einer Entwicklung, deren Ver-
lauf zu denken gibt. So erfahren die
Leserinnen und Leser gleich Zweier-
lei: erstens, dass es um eine Versor-

gung, die das Etikett „menschenwür-
dig“ verdienen würde, zuweilen äu-
ßerst schlecht bestellt ist. Zweitens,
und das ist ein ebenso erschüttern-
der Skandal, dass Beschäftigte in der
Altenpflege, die den Mut haben, auf
bestehende Missstände in ihrem Ar-
beitsumfeldhinzuweisen, sehr schnell
in Konflikt mit dem Recht, nament-
lichdemArbeitsvertragsrecht,geraten
können. Brigitte Heinisch hat für ihr
mutiges Vorgehen gegen den von ihr
beobachteten Pflegenotstand gleich
drei Kündigungen kassiert.
Dass ein Arbeitgeber es nicht mag,

wenneineBeschäftigtevonDingenbe-
richtet,dieausbetriebswirtschaftlichen
Erwägungen besser unter dem Siegel
derVerschwiegenheitbleiben,unddas
Unternehmen sie danach gleich aus
drei unterschiedlichen Gründen aus-
sprechen kann, verwundert nicht
weiter. Erstaunlich ist jedoch das Ge-
baren der Justiz, der es obliegt, Sach-
verhalte aufzuklären. Doch das Kapi-
tel, in dem Brigitte Heinisch über ihre
erfolgloseStrafanzeigewegenBetrugs

und Beleidigung gegen ihren Arbeit-
geber und die folgenden Kündi-
gungsschutzklagenberichtet, beginnt
mitdemSatz:„Damalsglaubte ichnoch
an das Rechtssystem.“
Altenpflegerin Heinisch und ihr

Anwalt bekommen zu hören, dass
die vorgebrachten Beweise für einen
Strafantrag gegen ihren Arbeitgeber
nicht ausreichen. Im Kündigungs-
schutzprozess Nummer 3 sagt ihr die
Richterin, dass die „freie wirtschaftli-
che Betätigung“ Vorrang vor Arbeit-
nehmerinteressen habe. Heinisch er-
fährt, dass viele Whistleblower (das
sind solche Menschen, die innerbe-
triebliche Skandale an die Öffentlich-
keit bringen) nicht nur ihren Arbeits-
platzverlieren, sondernüberdieshäufig
im Gefängnis oder in psychiatrischen
Kliniken landen.
Das Buch ist aus zwei Gründen le-

senswert: Es veranschaulichtdenPfle-
genotstand auf das Eindringlichste.
Außerdem wird deutlich, dass Mei-
nungsfreiheit im Arbeitsverhältnis
wenig zählt. ANDREAS SKOWRONEK

Altenpflege: Profit um jeden Preis
Brigitte Heinisch beschreibt ihren Alltag und den Kampf gegen Missstände

BUNTE WIESE

SATT UND SAUBER?

Eine Altenpflegerin
kämpft gegen den
Pflegenotstand.
Brigitte Heinisch,
Rowohlt Taschenbuch-
Verlag, Hamburg 2008,
220 Seiten, 12 Euro,
ISBN 978-3-499-62338-7
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Der ver.di-Bundesvorstand hat in sei-
ner Sitzung Anfang Januar beschlos-
sen, dass Hannelore Buls die Nach-
folgerin von Vera Morgenstern als
Leiterin des Bereichs Frauen- und
Gleichstellungspolitik wird. Er hat
sie zum 1. Mai 2009 in dieses Amt
bestellt, Vera Morgenstern geht dann
in die Freistellungsphase der Alters-
teilzeit.
Damit folgte der Bundesvorstand

einem Vorschlag des ver.di-Bundes-
frauenrats. Vera Morgenstern leitet
die Abteilung bereits seit der ver.di-
Gründung.HanneloreBulsarbeitetbis-
lang als Gewerkschaftssekretärin in
der gleichen Abteilung. Dort ist sie
zur Zeit verantwortlich für die Ar-
beitsmarkt- und Sozialpolitik für Frau-
en sowie für die frauenpolitische Pro-
grammdebatte.

P E R S O N E L L E S

Den Carl-Amery-Preis, der alle zwei
Jahre vomVerband deutscher Schrift-
steller (VS) in Bayern verliehen wird,
erhält in diesem Jahr die Autorin Juli
Zeh.MitdemPreiswerdenAutor/innen
ausgezeichnet,die inderzeitkritischen
Literatur neue ästhetische
Wege gehen. Übergeben wird er am
21. April um 20 Uhr im Literaturhaus
München. Die Laudatio soll Gesine
Schwan halten.

Sterben verboten
„Die Satzung der IG-Metall ist nicht
in der Lage den Tod zu verbieten.“

IG-Metall-Vorsitzender Berthold
Huber zur Mitgliederentwicklung
seiner OrganisationHinweis:DieAusgabe02

erscheint am21.Febr.2009.
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